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Von J. W., k. k. Bezirkshauptmann in Böhmen. 
Ile 


Zu 8 1, Abſatz I db der Gemeindewahlordnung. 


Nach 8 1, Abſatz 1 b der G. W. O. find wahlberechtigt: „Die 
in der Ortsſeelſorge bleibend verwendeten Geiſtlichen der chriſtlichen 
Confeſſionen“. 

Nach dieſem Geſetztexte in deutſcher Sprache ſind auch die ka⸗ 
tholiſchen Capläne wahlberechtigt, weil ſie durch die Vocation des Bi⸗ 
ſchofs in der Ortsſeelſorge bleibend angeſtellt ſind, und thatſächlich 
werden ſie auch überall zu der Gemeindewahl zugelaſſen. 

Allein wird dieſer deutſche Text mit dem böhmiſchen Texte, wird 
dieſer 8 1, Abſatz 1 b mit dem deutſchen und böhmiſchen Texte des 
§ 15 der G. W. O., beziehungsweiſe mit dem, denſelben abändernden 
Geſetze vom 18. April 1869, L. G. B. Nr. 44 verglichen, ſo gelangt 
man zu dem Schluſſe, daß die katholiſchen Capläne nicht wahl⸗ 

berechtiget ſind. 

Denn der § 1, Abſatz 1 b lautet im böhmischen Texte: 
„duchovni, v duchovni spràve toho mista stäle ziizeni”, deutſch: 
die in der Seelſorge dieſes Ortes bleibend angeſtellten Geiſtlichen. 

Zwiſchen der Ortsſeelſorge und der Seelſorge dieſes, d. i. eines 
beſtimmten, hier desjenigen Ortes, Gemeinde, deren Ausſchuß zu wählen 
iſt, beſteht ein bedeutender Unterſchied. 


Denn wenn, wie oben erwähnt, der Caplan durch die Vocation 
des Biſchoſs in der Ortsſeelſorge bleibend angeſtellt iſt, jo iſt er bezüg⸗ 
lich des Ortes ad nutum amobilis, d. i. nach dem Willen des Biſchofs 
von einem zum andern Orte, beziehungsweiſe von der Seelſorge des 
einen zur Seelſorge des anderen Ortes verſetzbar, daher in keiner 
Seelſorge eines beſtimmten Ortes bleibend angeſtellt. 

Es paßt ſomit der böhmiſche Text nicht auf den Caplan, ſondern 
nur auf den Pfarrer, welcher in der Ortsſeelſorge, in der Seelſorge 
des Ortes, dieſes beſtimmten Ortes durch die Inveſtitur und Inſtal⸗ 
lation bleibend angeſtellt iſt. 

Auch der Sprachgebrauch verſteht unter Ortsſeelſorger nur den 
Pfarrer, beziehungsweiſe den ihm in dieſer Hinſicht gleichgeſtellten Lo⸗ 
| ealiften, Expoſiten u. ſ. w. und es gibt Pfarrer, welche ſich in ihren 

amtlichen Ausfertigungen und Unterſchriften nicht des Ausdruckes: 
Pfarramt und Pfarrer, ſondern Ortsſeelſorge und Ortsſeelſorger be⸗ 
dienen, welche Ausdrücke bezüglich der Capläne nie vorkommen. 

Der $ 15 der G. W. O., beziehungsweiſe das obangeführte 
Geſetz ſprechen ſowohl im deutſchen, als auch im böhmiſchen Texte 
nur von „Ortsſeelſorger“, ja der böhmiſche Text wieder bezeichnender, 
und wieder die Capläne von der Wahlberechtigung ausſchließend, indem 
er lautet: „duchovni sprävcové mistni”, d. i. Verwalter, Verweſer, 
Leiter der Ortsſeelſorge, was ein Hilfsprieſter, und nur dies ſind die 
Capläne, nicht iſt. 5 

Es erſcheint ſomit eine beſſere Textirung dieſer Geſetzſtelle in 
deutſcher Sprache dringend wünſchenswerth, und dies um ſo mehr, als 
ſich dieſe vorhandene Unklarheit nicht nur bei der Gemeindewahl, ſon⸗ 
dern auch anderweitig ſo ſühlbar als beirrend äußert. 

Es lautet nämlich der 8 17 des Geſetzes vom 24. Februar 1873, 
L. G. Bl. Nr. 19, betreffend die Schulaufſicht in Böhmen, folgends: 
„Zur unmittelbaren Beſorgung der dem Ortsſchulrathe obliegenden 
Schulaufſicht wird vom Bezirksſchulrathe ein Mitglied des Ortsſchul⸗ 
rathes, jedoch mit Ausnahme der Seelſorger, inſoſerne fie durch 
das Geſetz, $ 3 als Mitglieder des Ortsſchulrathes berufen find, als 
Ortsſchulinſpector beſtellt.“ 

Und dieſer § 3 lautet: „Die Vertreter der Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaften im Ortsſchulrathe ſind die Ortsſeelſorger chriſtlichen Glaubens⸗ 
bekenntniſſes (im böhmiſchen Texte abermals wie oben: duchovni 
sprävcove — Verwalter). 

Daß übrigens, wie oben dargeſtellt, auch hier unter Ortsſeelſorger 
nur die Pfarrer und nicht auch der Caplan zu verſtehen iſt, beweiſen 
die Erläſſe des böhmiſchen k. k. Landesſchulrathes vom 7. März und 
3. Mai 1870, Nr. 939 und 1725, Verordnungsblatt für das Volks⸗ 
ſchulweſen in Böhmen Nr. 43 und 50 betreffend die Vertretung der 
Kirche im Ortsſchulrathe, wornach die biſchöflichen Conſiſtorien über die 
Interpretation des obangeführten § 3 des Schulaufſichtsgeſetzes die 
Wohlmeinung abgegeben, „daß Capläne nach kanoniſchen Grundſätzen 
nicht als ſelbſtſtändige Seelſorger anzuſehen ſind, daß ſie wohl auch 
zu den Seelſorgern gerechnet werden, jedoch bloß zur Aushilfe und Ver⸗ 


tretung der Pfarrer, daß die Biſchöfe Böhmens daher bloß den Pfarrern 
geſtatten, nach dieſem § 3 in den Ortsſchulrath einzutreten, daß jedoch, 
wo in einem Pfarrbezirke eine oder mehrere ſelbſtſtändige Filialſchulen 
mit ſelbſtändigen Ortsſchulräthen beſtehen, der Pfarrer ſich jedoch nur 
in ſeinem Auftrage und in ſeiner Stellvertretung durch den Caplan 
ſubſtituiren laſſen kann“. f 

Hiemit iſt der Begriff des Ortsſeelſorgers, des in der Ortsſeel⸗ 
ſorge bleibend verwendeten Geiſtlichen, authentiſch und erſchöpfend klar⸗ 
geſtellt. ö N 

Die Intention des $ 17 des Schulaufſichtsgeſetzes geht offenbar 
dahin, die Geiſtlichen von dem Amte eines Ortsſchulinſpectors auszu⸗ 
ſchließen, es würde aber dieſer, aus nahe liegenden Gründen geſaßten 
Intention wenig entſprechen, wenn anſtatt des vom Geſetze unbedingt 
ausgeſchloſſenen Pfarrers ſein Caplan Ortsſchulinſpector werden könnte. 

Dies könnte er aber nach dem deutſchen Texte des § 1, Abſatz 1 b 
der G. W. O. und der auf deſſen Unklarheit hin eingeriſſenen Uebung, 
auch die Capläne zur Ausübung des Gemeindewahlrechtes zuzulaſſen. 

Denn nach § 8 des Schulauſſichtsgeſetzes find in den Ortsſchul⸗ 
rath wählbar alle Jene, welche fähig ſind, in die Gemeindevertretung 
einer dem Ortsſchulrathe zugewieſenen Gemeinde gewählt zu werden, und 
nach $ 10 der G. W. O. find wählbar in die Gemeindevertretung 
diejenigen Gemeindemitglieder männlichen Geſchlechtes, welche wahl⸗ 
berechtigt ſind. 

Wenn ſich nun nach der unklaren Textirung des § 1, Abſatz 1 b 
der G. W. O. die Praxis ausgebildet hat, auch die Capläne für 
wahlberechtigt zu halten, ſo können ſie auch in den Ortsſchulrath ge⸗ 
wählt und zu Ortsſchulinſpectoren ernannt werden, wodurch der klaren 
Intention des §8 17 des Schulaufſichtsgeſetzes offenbar entgegen⸗ 
gehandelt wird 

Wird aber die competente, authentiſche Definition der böhmiſchen 
Biſchöfe, der böhmiſche Text des § 1, Abſatz 1 b der G. W. O., der 
deutſche und der böhmiſche Text des $ 15 der G. W. O. und des 
Geſetzes vom 18. April 1869 zuſammengehalten, ſo erſcheint es ſo 
nothwendig und begründet, als leicht, dem deutſchen Texte des § 1, Abſatz 
1 b der G. W. O eine präciſere, zweifelloſe Faſſung zu geben und 
hiedurch den, aus deſſen bisheriger Unklarheit und Dehnbarkeit ſich 
ergebenden, andere geſetzliche Beſtimmungen geradezu elidirenden Con⸗ 
ſequenzen entgegen zu treten. 


ER 


318 4 e der Gemeindewahlordunng. 


Der Gemeindevorſteher hat nach 8 72 der Gemeindeordnung 
alljährlich in beſtimmten Friſten 

1. das Gemeindepräliminar zu verfaſſen, 

2. die Gemeinderechnung dem Gemeindeausſchuſſe zur Prüfung 
und Erledigung vorzulegen. 

Nach § 4 c der G. W. O. ſind von dem Gemeinde⸗Wahlrechte 
ausgeſchloſſen: Perſonen, welche mit der zu legenden Gemeinderechnung 
noch im Rückſtande ſind. 

Präliminare und Rechnung verfaſſen und legen iſt nach dem 

Sinne und Sprachgebrauche identiſch, nicht ſo aber vorlegen; denn ich 
kann auch etwas von anderen Verfaßtes und Gelegtes vorlegen. 

Dieſer Unterſchied zwiſchen „legen“ und „vorlegen“ hat wohl 
keinen praktiſchen Werth in kleineren Gemeinden, wo der Gemeindevor⸗ 
ſteher Alles in Allem iſt, ſelbſt wenn ihm eine Schreib- oder ſonſtige 
Hilſskraft beigegeben iſt, er hat die Gemeinderechnung zu legen und 
vorzulegen. 

Auch in größeren Gemeinden, die einen eigenen Rechnungsführer, 
wohl gar eine ganze Buchhaltung beſtellt haben, obliegt dem Gemeinde⸗ 
vorſteher nach den Beſtimmungen des vierten Hauptſtückes der Gewerbe⸗ 
ordnung die Vorlage der Rechnung, wenngleich ſie der Rechnungs⸗ 
führer verfaßt oder legt. 

Allein es kann der Fall vorkommen, und iſt auch wirklich vor⸗ 
gekommen, in welchem es aus den nachſtehenden Gründen abſolut un⸗ 
möglich iſt, daß der Gemeindevorſteher die von einem Andern zu legende 
oder gelegte Rechnung vorlege, und entſteht ſonach die Frage: kann dieſer 
Gemeindevorſteher nach 8 4 c der G. W. O. von dem Wahlrechte aus⸗ 
geſchloſſen werden? 

Der Gemeindevorſteher hat nach 8 56 und 57 der G. O. die von 
dem Gemeindeausſchuſſe gefaßten Beſchlüſſe in Vollzug zu ſetzen und 


42 — 
innerhalb dieſer Beſchlüſſe die Verwaltung des Gemeindevermögens 
zu führen. 

Der Gemeindeausſchuß hat nach 8 32 der G. O. dem Gemeinde⸗ 
vorſteher zur Beſorgung der ihm obliegenden Geſchäfte das dem Bedarfe 
entſprechende Perſonale beizugeben und über deſſen Beſtellung und Er⸗ 
nennung zu beſchließen. 

In dem erwähnten vorgekommenen Falle hatte der Gemeinde⸗ 
ausſchuß beſchloſſen, einen Gemeinde⸗Rechnungsführer zu beſtellen und 
demſelben die Führung und Legung der Gemeinderechnung zu übertragen, 
auf welche Verrichtungen auch das ihm ausgeſtellte Decret und die ihm 
ertheilte Dienſtinſtruction lautete. 

Nach einer Relation der zur Unterſuchung der Koſten gemäß 
§ 41 der G. O. beſtellten Commiſſion beſchloß der Gemeindeausſchuß, 
dem Rechnungsführer die Rechnungslegung noch vor Ablauf der Rechnungs⸗ 
periode in einer peremtoriſchen Friſt aufzutragen, denſelben, nachdem 
er dieſe Friſt nicht einhielt, zu ſuspendiren, ihm alle Rechnungsſchriſten 
abzunehmen und gegen ihn die ſtrafgerichtliche Anzeige wegen Ver⸗ 
untreuung zu erſtatten. 

Während der hierüber eingeleiteten ſtrafgerichtlichen Unterſuchung 
beſchloß der Gemeindeausſchuß weiter, die Prüfung und Legung der 
Gemeinderechnung einem Revidenten zu übertragen zugleich dieſen Re⸗ 
videnten ernennend. 

Dies waren durchaus Beſchlüſſe, denen der Gemeindevorſteher 
nach $ 56 der G. O. nicht entgegentreten konnte. 

Der Revident verfaßte die Rechnung und wurde dieſelbe ſammt 
allen Belegen und ſonſtigen Bezugsſchriften dem Straſgerichte übergeben. 

Es blieb ſonach durchaus nichts die Gemeinderechnung Betreffendes 
in Händen des Gemeindevorſtehers. 

Vor Abſchluß der ſtrafgerichtlichen Unterſuchung trat nach 8 21 
der G. O eine neue Wahlperiode ein, und im Zuge der Vorbereitungen 
zur Neuwahl der Gemeindevertretung entſchied über eine bezügliche 
Eingabe die, nach 8 18 der G. W. O. eingeſetzte Reclamationscommiſſion, 
daß der Gemeindevorſteher nach 8 4 c der G. W. O. vom Wahlrechte 
ausgeſchloſſen ſei. 

Es war nun allerdings richtig, daß der Gemeindevorſteher die 
Gemeinderechnung nicht vorgelegt hatte, allein es entſteht die Fra ge: 
ob er fie nach 8A c der G. W. O. (Rechnung legen) und nach 8 27 
der G. O. (Rechnung vorlegen), dann nach den dargeſtellten Beſchlüſſen 
des Gemeindeausſchuſſes und dem hieraus gefolgten weiteren Sachverhalte 

1. zu legen hatte, wenn ja, 

2. legen konnte, und überhaupt 

3. vorlegen konnte, endlich 

4. oder er, wenn er ſie nicht zu legen hatte, oder nicht legen 
konnte, oder zu legen und vorzulegen hatte und weder legen noch auch 
verlegen konnte — von dem Wahlrechte auszuſchließen war? 

Ueber die obige Entſcheidung der Reclamationscommiſſion ſind 
Recursverhandlungen im Zuge, es iſt daher nicht an der Zeit, zur 
Löſung der hier geſtellten Fragen zu ſchreiten, und wird Verlauf und 
Reſultat der Recursverhandlungen ſeinerzeit an dieſer Stelle dargelegt 
werden. 

III. 


Zu 5 107 und 108 der Gemeindeordnung. 


In Gemeinden, welche aus mehreren Orten beſtehen, bleibt nach 
§ 107 und 108 der G. O. jedem einzelnen Orte (Ortſchaft) die ſelbſt⸗ 
ſtändige Verwaltung ſeines Vermögens vorbehalten und wird zu dieſem 
Behufe von dem Orte eine eigene Vertretung unter Anwendung des 
dritten Hauptſtückes der Gemeindeordnung und der Gemeindewahl⸗ 
ordnung gebildet. 

Zur Begegnung von Mißverſtändniſſen ſind jedoch die Benennungen: 
Ortsvertretung, Ortsausſchuß, Ortsrath und Ortsvorſteher zu gebrauchen. 

Durch dieſen kategoriſchen Imperativ wird aber dieſen Mißver⸗ 
ſtändniſſen nicht begegnet, und dies einſach wegen der Terminologie 
der Gemeindeordnung ſelbſt, indem dieſe gleich im erſten Hauptſtücke 
von Ortsgemeinden handelt, daher folgerichtig Ortsgemeindevertretung 
und Ortsvertretung, Ortsgemeindeausſchuß und Ortsausſchuß, Ortsge⸗ 
meinderath und Ortsrath, Ortsgemeindevorſteher und Ortsvorſteher 
gegenüber ſtehen. 

Dieſe terminologiſche Verwirrung hat im praktiſchen Leben eine 
Reihe anderer, folgeſchwerer Verwirrungen nach ſich gezogen, welche ſich 
beſonders in gegen Ortſchaften und deren Vertretungen geführten Rechts⸗ 


ſtritten zu deren großem Nachtheile, und insbeſondere dort äußerten, wo 
die Ortsgemeinde den Namen einer ihr einverleibten und mit einer 
Ortsvertretung verſehenen Ortſchaft führt. 

Denn thatſächlich hat ſich eben durch dieſe terminologische Ver⸗ 
wirrung veranlaßt, die Uebung u. z. nicht allein im Kreiſe der geſetz⸗ 
kundigen Bevölkerung eingeſchlichen, daß die Ortſchaft Ortsgemeinde ge⸗ 
nannt wird und bezüglich der Ortsgemeinde zur Benennung politiſche 
Gemeinde gegriffen wird, was jedoch abermals zu weiteren Verwirrungen 
führt, aber eben den Fingerzeig gibt, die gegenwärtige verwirrende 
Terminologie aufzugeben und zu anderen Bezeichnungen zu ſchreiten, 
allenfalls für die jetzige Ortsgemeinde: Verwaltungsgemeinde und für 
die jetzige Ortſchaft die bereits eingebürgerte, und den Ausdrücken Ort, 
Ortſchaft entſprechende Bezeichnung: Ortsgemeinde. Abgeſehen von dieſen 
terminologiſchen Inconvenienzen haben ſich durch die allzu kurze Faſſung 
des achten Hauptſtückes der Gemeindeordnung ſeit deren Activirung 
Unzukömmlichkeiten und Controverſen herausgeſtellt, welche bei der Be⸗ 
rathung und Beſchlußfaſſug dieſes Geſetzes nicht vorauszuſehen waren, 
für deren Löſung nur das Aufſuchen von Analogien herhalten muß, 
welche Löſung aber dringend nothwendig, und nur durch eine neue 
gründliche Redigirung dieſes Geſetzes möglich iſt. 

Alle theoretiſchen Durchführungen bei Seite gelaſſen, ſoll das 
hier Geſagte nur durch die factiſchen Verhältniſſe einer Gemeinde illuſtrirt 
und bewieſen werden. 

Die Gemeinde A. beſteht aus der Stadt A. und den Oretſchaften 
B. C. D. und E. 

Die Ortſchaften D. und E. haben kein Vermögen, 
keine Ortsvertretung. 

Die Ortſchaft C. beſitzt ein Grundſtück, von welchem ſie eine 
Steuer von 46 Kreuzern zahlt, ſie muß daher zur Verwaltung 
dieſes Grundſtückes eine aus 12 Mitgliedern zuſammengeſetzte Ortsver⸗ 
tretung haben. 

Die Ortſchaft B. hat auch ihre Ortsvertretung, weil ſie ein Ver⸗ 
mögen mit einem Ertrage von etwa 200 fl. beſitzt. 

Die Stadt A. iſt Eigenthümerin eines Großgrundbeſitzes, mit 
welchem die Wahlberechtigung in der Gruppe des Großgrundbeſttzes, 
das Patronat über mehrere Pfarreien verbunden iſt, und welcher ein 
Jahreserträgniß von vielen tauſend Gulden abwirft, insbeſondere hat 
dieſe Stadt auf eigene Koſten und mit einem großen Aufwande eine 
Mittelſchule errichtet. le 

Es find nun im Laufe der Zeit eine Reihe von Streitfragen 
entſtanden, insbeſondere ob die Gemeinde oder die Ortsvertretung das 
Wahlrecht im Großgrundbeſitze, das Patronats⸗ und das damit verbundene 
Präſentationsrecht bezüglich der Pfarreien auszuüben, nach $ 16 alin. 5 
des Geſetzes vom 25. Juni 1864, L. G. B. Nr. 27 ohne Wahl in 
die Bezirksvertretung einzutreten, die Verwaltung des Vermögens der 
Mittelſchule und die aus der Stiſtung derſelben 1 Rechte und 
Mflichten (S 28, 10. G. O.) auszuüben hat u. ſ. 

In einer ſo großen Gemeinde wie A. iſt je Aufwand für die 
Geſchäfte des ſelbſtſtändigen und übertragenen Wirkungskreiſes, insbe⸗ 
ſondere der Ortspolizei und der Armenverſorgung ($ 1 des Heimats⸗ 
geſetzes vom 3. December 1863, R. G. B. Nr. 105, dann § 3 und 
34 des Geſetzes über die Armenpflege vom 3. December 1868 L. G. 
B. Nr. 59) ein ſehr bedeutender, und nach $ 59 der G. O. von der 
ganzen Gemeinde, ſomit von allen ihr zugetheilten Ortſchaſten u. z. 
gemäß § 79 der G. O. nach dem Verhältniſſe der Steuerleiſtung zu 
bedecken. f 

Wäre die Stadt A. eine ſelbſtſtändige Gemeinde für ſich, ſo 
hätte ſie den bezüglichen Aufwand für ihr Gemeindegebiet allein zu 
tragen und würde hiezu auch ihr bedeutendes Einkommen aus dem 
Großgrundbeſitze heranziehen. 

Allein dieſer Großgrundbeſitz iſt in den Gebieten anderer Ge⸗ 
meinden gelegen, ſie trägt daher zu dem Aufwande der Gemeinde A., 
deren Theil ſie bildet, aus ihrem Großgrundbeſitze gar nichts, und nur 
jene Quote bei, welche auf die Steuerleiſtung ihrer Angehörigen ent⸗ 
fällt, und ſo geſchieht es, daß ſie hiezu verhältnißmäßig nur ſehr wenig, 
die mit ihr zu einer Gemeinde vereinigten beſitzloſen Ortſchaften aber 
verhältnißmäßig ſehr viel beitragen müſſen. 

Nichts deſtoweniger entfällt aber auf die Ortſchaft A. der größere 
Theil und dieſer Umſtand einerſeits, und die Vermögensloſigkeit der 
anderen Ortſchaften, beziehungsweiſe die geringe Steuerleiſtung ihrer 
Angehörigen andererſeits find die Veranlaſſung, daß die Gemeinde A. 


daher auch 
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in ihrer Wirkſamkeit, namentlich in der Sphäre der Ortspolizei ſehr 
vieles zu wünſchen übrig läßt, indem der Gemeindevorſteher bei ſeinen 
Anforderungen der hiezu nöthigen Mittel auf den Widerſtand der Mit- 
glieder der Gemeindevertretung ſtößt, und zwar aus machſtehenden wieder 
in der allzu kurzen Faſſung des achten Hauptſtückes der G. O. liegen⸗ 
den Gründen. 

Nach $ 107 der G. O. beſteht die Ortsvertretung aus 12 Mit- 
gliedern; dieſe find wieder nach 8 1 und 10 der G. W. O. in die 
Gemeindevertretung wählbar. Nun werden alle 12 Mitglieder der Orts⸗ 
vertretung regelmäßig in die Gemeindevertretung gewählt, und bilden 
in Wahrung ihrer ortſchaftlichen Sonderintereſſen den Kern der Oppo⸗ 
ſition gegen Alles, was eine Gemeindeumlage beanſprucht, weil und 
obgleich ſie bei derlei Geldfragen eigentlich judices in propria causa 
ſind, wobei es ihnen nie an zahlreichen Anhängern fehlt, indem die 
Angehörigen der Stadt A., zugleich Theilnehmer ihres Ortsvermögens, 
die Mehrzahl der wahlſähigen und wählbaren Bevölkerung, ſowie der 
Gemeindevertretung der Gemeinde A. bilden. 

Mit dem Vorbehalte, alle oderwähnten Fragen einer ausführli⸗ 
chen Erwägung zu unterziehen, ſoll hier nur hervorgehoben werden, 
wie nothwendig bei dieſen Verhältniſſen und Vorkommniſſen eine neue, 
eingehende und genaue Redigirung des achten Hauptſtückes der G. O. iſt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auctionsinſtitute find nach den gefetzlichen Vorſchriften über 

Privatgeſchäftsvermittlungen zu beurtheilen; zum Betriebe der⸗ 

ſelben muß eine behördliche Conceſſion erwirkt werden; die Erthei⸗ 

lung einer ſolchen Conceſſion gehört zur Competenz der politiſchen 
Behörde zweiter Inſtanz. 

Hermann S. hat bei der politiſchen Behörde erſter Inſtanz zu 
N. ein Commiſſions⸗ und Incaſſogeſchäft angemeldet und gleichzeitig um 
die Conceſſion zum Betriebe einer Auctionshalle gebeten. Für das erſtere 
Gewerbe wurde demſelben nun der Gewerbeſchein ausgefertigt, während 
er mit ſeinem Anſuchen um die gewünſchte Eonceſſion theils aus per⸗ 
ſönlichen, theils ſachlichen Gründen abgewieſen wurde. 

Ueber deſſen gegen dieſen abweislichen Beſcheid eingebrachten 
Recurs hat nun die k. k. Statthalterei zu W. mit Erlaß vom 13. Octo⸗ 
ber 1877, 3. 30098, die Entſcheidung der erſten Inſtanz wegen 
Incompetenz aufgehoben, dagegen im eigenen Wirkungskreiſe vorgehend, 
dem Anſuchen um Verleihung der Eonceſſion keine Folge gegeben, 
„nachdem für die Errichtung einer derartigen Anſtalt zu N. kein Bedürf⸗ 
niß vorhanden iſt und überhaupt vor der zu gewärtigenden Regelung 
des Auctionsweſens im Geſetzgebungswege mit der Verleihung derartiger 
Conceſſionen an einzelne Private nicht vorgegangen werden kann“. 

Hiegegen brachte nun Hermann S. den Miniſterialrecurs ein. In 
demſelben beſtritt er zunächſt die Competenz der Landesſtelle, indem er 
folgendes geltend machte: Nach dem Schlußſatze des $ 141 der Ge⸗ 
werbeordnung vom 20. December 1859 verleihen nur die erſten Inſtan⸗ 
zen die Conceſſion für jene Gewerbe, bei denen eine ſolche erforderlich iſt, 
inſoweit nämlich nicht die 88 142 und 143 „keine Ausnahme feſtſtellen“. 
In dieſen Paragraphen, welche die Ertheilung von Conceſſionen für einzelne 
Gewerbe wegen deren beſonderen Wichtigkeit der Competenz theils der 
Landesſtellen, theils des Miniſteriums über weiſen, jet weder directe der 
Auctionshallen gedacht noch ſonſt etwas enthalten, woraus indirecte ge⸗ 
ſchloſſen werden müſſe, daß auch dieſe Geſchäfte eine derartige ausnahms⸗ 
weiſe Stellung beſäßen. Wenn es überhaupt zweifelhaft ſein könne, wem 
die Ertheilung von Conceſſionen in ſolchen Fällen zuſtehe, ſo könne 
höchſtens zu Gunſten der Competenz des Miniſteriums interpretirt werden. 
Denn nach $ 30 desſelben Geſetzes ftehe es dieſer Stelle zu, im Falle des 
Bedürfniſſes auch noch andere Gewerbe an eine Conceſſion zu binden und 
den Kreis der Conceſſionsgewerbe ſowohl zu erweitern, als auch zu ver⸗ 
engen. Folgerichtig müſſe denn auch angenommen werden, daß ſo lange 
nicht im Verordungswege eine generelle Norm erlaſſen worden ſei, die 
Conceſſion für den Betrieb derartiger Gewerbe von Fall zu Fall von 
derſelben Stelle ertheilt werden müſſe, welcher eben das Recht zu⸗ 
komme, jene generelle Vorſchrift zu erlaſſen. — Zum Meritoriſchen 
übergehend findet Recurrent auch die Gründe weder geſetzlich noch ſtich⸗ 
hältig, mit denen die Statthaltereientſcheidung motivirt ſei. Der Mangel 


eines Bebürfniffes nach einer derartigen Anſtalt zu N. könne, ſelbſt im 
Falle als dieſer Umſtand zweifellos feſtſtünde, nicht gegen ihn geltend 
gemacht werden, nachdem nirgendwo vorgeſchrieben ſei, daß der „Local⸗ 
bedarf“ in Berückſichtigung gezogen werden müſſe. Der zweite Grund 
ſei noch weniger entſcheidend. Denn keine Behörde dürfe eine Amthandlung, 
ſei dieſe nun eine Entſcheidung oder eine gewöhnliche adminiſtrative 
Verfügung, in einem neuen Falle deßhalb ablehnen, weil keine geſetzliche 
Vorſchrift beſtehe; ſie habe vielmehr die Pflicht, ſei es aus der Natur 
der Sache heraus oder unter Zuhilfenahme der ratio legis und unter 
Anwendung der Analogie eine rechtsbildende Specialentſcheidung zu fällen. 
Auch das k. k. Miniſterium des Innern hielt mit Erlaß vom 
22. Jänner 1878, 3. 2619, unter Zurückweiſung des dagegen einge⸗ 
brachten Recurſes die Entſcheidung der Statthalterei zu W. aufrecht, 
weil dieſe in den geſetzlichen Vorſchriften begründet ſei, „welche für 
Privatgeſchäftsvermittlungen beſtehen“. Dr. V. P. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 


Baubewilligung und Waſſerrecht. 

Wenn von einer Gemeindevorſtehung eine Baubewilligung ertheilt 
wird, bei welcher die Normen des Waſſerrechtsgeſetzes hätten zur An⸗ 
wendung kommen ſollen, hat die politiſche Behörde die Entſcheidung 
der Gemeindevorſtehung zu beheben und im eigenen Wirkungskreiſe die 
Amtshandlung nach dem Waſſerrechtsgeſetze zu pflegen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 22. März 1877, Z. 14 839. 


Oeffentliche Gewäſſer. 


Gewäſſer, welche die Natur eines öffentlichen Gewäſſers an ſich 
tragen, find bei der Verhandlung in Waſſerrechtsangelegenheiten von Amts⸗ 
wegen als ſolche zu behandeln, wenn auch die ſtreitenden Parteien die⸗ 


ſelben als Privatgewäſſer bezeichnen und anſprechen. Die Rechtsnatur des 


öffentlichen Gewäſſers iſt bei der Eintragung in das Waſſerbuch zur 
Geltung zu bringen. 
Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 2. April 1877, Z. 2328. 


Regenwaſſer. 


In den Bereich des Waſſerrechtsgeſetzes gehört auch das aus 
atmoſphäriſchen Niederſchlägen ſich anſammelnde Waſſer; es finden daher 
Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes über Benutzung, Leitung und die 
Abwehr der Gewäſſer auch auf das Regenwaſſer Anwendung. Klagen, 
welche die Ableitung desſelben betreffen, gehören daher vor die politiſchen 
Behörden, nicht vor die Gerichtsbehörden. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 3. April 1877, 3. 1929 


Koſten des Verfahrens in Waſſerrechtsangelegenheiten. 


Wenn eine Partei mit ihrem vor den Verwaltungsbehörden geſtell⸗ 
ten Anſpruche auf Anerkennung von Waſſerrechten auf den Civilrechtsweg 
verwieſen wird, haben über die im Verfahren vor den Verwaltungs⸗ 
behörden auſgelaufenen Koſten die Verwaltungsbehörden zu entſcheiden 
und können die abgewieſene Partei als ſachfällig in den Koſtenerſatz ver⸗ 
urtheilen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 12. April 1877, Z. 3599. 

Wieſenbewäſſerung. 

Die Herſtellung primitiver Stauvorrichtungen zur Wieſenbewäſ⸗ 
ſerung und zu ähnlichen Zwecken, z. B. durch Herſtellung von Wieſen⸗ 
ſchwellen, Gräben und Runzen mit Einſetzung von Raſenſtücken oder 
kleinen Staubrettchen u. dgl., ſowie Aenderungen an ſolchen Vorrichtungen, 
bedürſen, inſolange dieſelben keinen Einfluß nehmen auf den Lauf oder 
die Höhe des Waſſerſtandes in fließenden Gewäſſern oder auf die Ge⸗ 
fährdung der Ufer, keiner behördlichen Bewilligung. Wenn dieſelben auf 
fremde Rechte Einfluß nehmen und darüber ein Streit zwiſchen Parteien 
entſteht, iſt hierüber nach dem Waſſerrechtsgeſetze, insbeſondere nach den 
Beſtimmungen über die Waſſertheilung, die Verhandlung zu pflegen und 
zu entſcheiden. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 12. April 1877, 3. 1648. 
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Erweiterung eines ſervitutsweiſen Waſſerbezuges im Wege der 
Expropriation. 

Derjenige, welchem kraft eines Servitutsrechtes die Benützung eines 
fremden Privatgewäſſers zuſteht, kann die Erweiterung der Servitut durch 
Vermehrung des vertragsmäßigen Waſſerbezuges oder Verbeſſerung in der 
Leitung über die fremden Grundſtücke vor der Verwaltungsbehörde ver⸗ 
langen, gegen Entſchädigung für jene Auſprüche, welche ihm nicht ſchon 
vermöge des Servitutsrechtes zuſtehen, wenn die ſonſtigen Erforderniſſe des 
8 15 des Reichsgeſetzes über das Waſſerrecht vorhanden find, 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 13. April 1877, 3. 3869 


Sunoyme waſſerrechtliche Bezeichnungen. 


Die techniſchen Ausdrücke: galdes Gerinne oder galdes Fluder, 
galde Schütze oder galde Schleuße, Fehlgerinne oder Fehlfluder, Fehl⸗ 
ſchütze oder Fehlſchleuße, Feilgerinne oder Feilfluder, Feilſchütze oder 
Feilſchleuße, Freigerinne oder Freifluder, Freiſchütze oder Freiſchleuße 
— ſind beziehungsweiſe gleichbedeutend. Die Anwendung des einen 
oder des andern dieſer Synonymen iſt lediglich Sache des localen 
Sprachgebrauches. 

Entfcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 17. April 1877, Z. 3088. 


Privatgewäſſer vereint mit öffentlichem Gewäſſer. 


Wenn ein Privatwaſſer (Grubenwaſſer) mit einem öffentlichen 
Gewäſſer ſich vereinigt hat, verliert es den Eharakter des Privat⸗ 
gewäſſers und der Eigenthümer des Privatwaſſers iſt nicht berechtigt, 
ohne behördliche Bewilligung aus dem öffentlichen Gewäſſer fein angeb⸗ 
liches Privatgewäſſer wieder abzuleiten. a 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 19. April 1877, Z. 1498. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär im königl. ungar. Juſtiz⸗ 
miniſterium Karl Aug uſt in zum Cabinetsconcipiſten mit Titel und Charakter 
eines wirklichen Hofſecretärs ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Depoſitenamtsverwahrer Johann Kalensky 
in Prag anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel eines Depoſitenamte directors 
verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Ludwig Sauter 
zum Bezirkshauptmanne im Herzogthume Salzburg ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Ladislaus Haas 
v. Bilgen zum Statthaltereiſecretär in Nieder⸗Oeſterreich ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Peter Marin co⸗ 
vich zum Statthaltereiſecretär in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Zögling des Inſtitutes 
für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung Joſef Herbert zum Amanuenſis der 
Innsbrucker Univerſitätsbibliothek ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Anton Wagner zum Finanz⸗ 
räthe bei der Prager Finanz⸗Landes direction ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Obereommiſſär Dr. Leopold 
Paſchka und den Finanzeoneipiften Cornelius Pronay de Toth Pröna et 
Blatnicza zu Finanz⸗Obercommiſſären für die Prager Finanz⸗Landesdirection 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel eines Finanzrathes bekleideten 
Procuratursſecretär Dr. Friedrich Foſſel zum Finanzrathe und den mit Titel 
und Charakter eines Procuratursſeeretärs bekleideten Procuratursadjuncten Dr. 
Alfons Heine ſetter zum Seeretär bei der Grazer Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär der mähriſchen Finanz⸗Landes⸗ 
direction Karl Plachki zum Finanzrathe für die Klagenfurter Finanzdirection 
ernannt. 


Erledigungen. 


Statthaltereiconeipiſtenſtelle für Böhmen in der zehnten Rangsclaſſe, bis 
Eude März. (Amtsbl. Nr. 54.) 

Directorsſtelle bei einer k. k. Tabakfabrik mit der achten Rangsclaſſe, 
Holzgeld, Naturalwohnung, gegen Caution, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 55.) 

Bezirkshauptmannsſtelle bei politiſchen Behörden in Oberöſterreich in der 
ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell in der achten Rangsclaſſe, bis 18. März. 
(Amtsbl Nr. 55.) 

Zolloberamts⸗Officialsſtelle eventuell eine Zollamts⸗Caſſiersſtelle in der 
neunten, eventuell eine Officialsſtelle in der zehnten und Aſſiſtentenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe beim Hauptzollamte in Wien, gegen Caution, bis 10. April. 
(Amtsbl. Nr. 59.) 

Oberingenieursſtelle beim Staatsbaudienſte in Niederöſterreich in der 
achten Rangsclaſſe, bis 1. April. (Amtsbl. Nr. 59.) 

Zwei Bezirkscommiſſärs⸗ eventuell Statthalterei⸗Concipiſtenſtellen der 
neunten, reſp. zehnten Rangselaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 59.) 
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